
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Offener Brief an Herrn BARROSO 
 
 
 
 
 
 

Sehr geehrter Herr Präsident, 

 
 
Paris, den 22. Dezember 2011 

 
 

in meiner Eigenschaft als Präsident der Union des Finanzpersonals in 
Europa (die mehr als 350.000 Mitglieder  in 20 Ländern Europas 
zusammenschließt) sehe ich es als meine Pflicht an, Sie auf die hohen Risiken 
eines Verfalls der Grundrechte hinsichtlich der Ausübung des 
Gewerkschaftsrechts und der Beeinträchtigung des Rechts auf freie 
Meinungsäußerung der Gewerkschaftsaktivisten «anzusprechen». 

 

Heute wird Europa von Finanz-, Wirtschafts- und sozialen Krisen 
erschüttert, die die gesamte Bevölkerung betreffen, insbesondere aber die 
Arbeitnehmer aller Mitgliedsstaaten.   

 

In diesem Zusammenhang sehen sich die Mitgliedsorganisationen der 
UFE mit zahlreichen Angriffen auf ihre Grundrechte der Meinungsfreiheit und 
der Ausübung ihrer gewerkschaftlichen Arbeit konfrontiert. 

 

Seit jeher waren die Berufsgewerkschaften,  ihre Streiter und Mitglieder ein 
wichtiges Rad im Getriebe der Demokratie gewesen, ihrer täglichen Umsetzung 
in die Praxis und ihrer Entwicklung in einer Welt des Fortschritts, der Freiheit 
und des Friedens.   

 

Als Garanten für die individuellen und kollektiven Interessen der 
Angestellten und Beamten der Finanz- und Zollbehörden sind die 
Mitgliedsgewerkschaften der UFE sehr der Wahrung von seit langem 
erkämpften sozialen und gewerkschaftlichen Rechten verbunden.       

 

Die «Gründungsväter» Europas setzten ein erstes und starkes Streben um, 
dasjenige nach dauerhaftem Frieden zwischen den Völkern, eine unabdingbare 
Voraussetzung für sozialen Fortschritt für alle Männer und Frauen in Europa 
und auf der Welt. 

 

«Die wahren Menschen des Fortschritts sind diejenigen, die einen tiefen 
Respekt vor der Vergangenheit haben» erklärte der Philosoph E. RENAN. 

 

Vor kurzem zielten verschiedene Vorhaben, die von bestimmten 
Regierungen mehrerer Mitgliedsstaaten der europäischen Union angekündigt 
wurden, darauf ab, das Streikrecht (Verfassungsrecht) sowie andere 
Ausdrucksmittel der Angestellten von Finanzbehörden einzuschränken, ja sogar 
auszulöschen.    

 
 
 
 
 
 

/... 



 
 
 
 
 

 
 
 
 

Die UFE verurteilt solche antidemokratischen Ausartungen in einer Zeit, 
die für die Zukunft Europas maßgeblich ist, einem Europa der Freiheit und des 
sozialen Friedens. 

 

Heute, zu Beginn des Jahres 2012, äußere ich den Wunsch, dass Sie, sehr 
geehrter Herr Präsident, die Bedeutung und Dringlichkeit ermessen, dass auf 
unsere wachsende Besorgnis geantwortet werden muss. 

 

Sehr geehrter Herr Präsident, erlauben Sie mir zu betonen, dass es für die 
europäische Union absolut unerlässlich ist, dass durch Ihre Stimme und Ihre 
Meinungsäußerung daran erinnert wird, dass alle Mitgliedsstaaten vorbehaltlos 
an alle Rechte und institutionellen Schutzbestimmungen gebunden sind, die die 
Realität eines Europas gewährleisten, das noch freier, gerechter und 
solidarischer ist. 

 

Ich stehe Ihnen für jeden Austausch zur Verfügung, den Sie für 
zweckdienlich erachten, um diese ernsten Themen zu behandeln. 

 
 

Mit freundlichen Grüßen  
 

Serge Colin, 
Präsident der UFE 

 
 
 
 
 

 


